
Recht seihe spezifische Qualität nur behält, wenn es be­
wußt als eine solche Waffe gegen alle imperialistischen, 
volksfeindlichen Kräfte geschaffen und angewandt 
wird, und daß alle demagogischen Theorien vbn einer 
abstrakten Gerechtigkeit11) und einer „Neutralität“ des 
Rechts nur ideologische Versuche der Kriegstreiber und 
Feinde der werktätigen Menschen sind, mit denen sie 
diese einer so wichtigen Waffe wie der des Rechts be­
rauben wollen, des Rechts, das sie selbst keineswegs 
als etwas „Neutrales“ behandeln, sondern stets als 
Unterdrückungsinstrument gegen die Werktätigen an­
wenden.

Es sei in diesem Zusammenhang darauf hingewiesen, 
daß die erste Arbeitstagung beim Obersten Gericht der 
Deutschen Demokratischen Republik am 2./3. März 1951 
bereits aus solchen Gedankengängen heraus für die 
Rechtsprechung unter anderem folgende Grundsätze 
auf gestellt hat:

„Erkennen der aktiven und fördernden Rolle der 
Rechtsprechung bei der Entwicklung der anti­
faschistisch-demokratischen Ordnung ... Erkennt­
nis der Entwicklung und des Zusammenhanges der 
gesellschaftlichen Erscheinungen und der Rechts­
ordnung“12).

Wenn unsere Rechtswissenschaft in ihrer ganzen 
Arbeit von diesen Grundsätzen ausgeht, dann führt sie 
damit auf ihrem Gebiet einen entscheidenden Schlag 
gegen solche feindlichen Ideologien wie den bürger­
lichen Objektivismus und alle sozialdemokratischen 
Neutralitätstheorien. Und gleichzeitig erfüllt sie damit 
die Aufgabe, die Otto G r o t e w o h l  in seiner Rede 
auf dem III. Parteitag der ganzen Staatstheorie stellte: 
„Wir müssen die große Kraft unserer Theorie ein­
spannen, um dem Volke das richtige Bewußtsein unse­
rer Lage und unserer konkreten Aufgaben zu ver­
mitteln“13), eine Forderung, die der Generalsekretär 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, 
Walter U l b r i c h t ,  in seiner großen Rede vor der 
ersten Funktionärkonferenz der FDJ noch vertiefte 
und erweiterte14).

II
Aus dieser grundsätzlichen Aufgabe unserer Rechts­

wissenschaft ergeben sich wichtige Einzelaufgaben, die 
der III. Parteitag ebenfalls stellte.

Aus der wissenschaftlichen Erkenntnis des Wesens 
und der Funktion des Rechts und seiner Beziehun­
gen zu der gegebenen Basis der Gesellschaft entspringt 
die Möglichkeit, den nationalen Widerstandskampf 
aller demokratischen und patriotischen Deutschen im 
Westen unseres Vaterlandes zu unterstützen. Die deut­
sche Rechtswissenschaft würde heute an der Existenz­
frage und der Grundforderung der deutschen Nation 
vorübergehen, ja objektiv den Kräften in die Hände 
arbeiten, die unsere nationale Vernichtung wollen, 
wenn sie diese Möglichkeiten nicht ausschöpfte.

Zwei Hauptaufgaben gilt es hier zu erfüllen:
1. Die eine dieser Aufgaben besteht in der unermüd­

lichen Entlarvung des völkerrechtswidrigen Zustandes, 
der heute in Westdeutschland und Westberlin besteht, 
in dem ständigen Aufzeigen, daß hier eine inter­
ventionistische und offen aggressive Politik des USA- 
Imperialismus am Werke ist, die allen internationalen 
Vereinbarungen der vier alliierten Mächte über die 
Nachkriegsgestaltung Deutschlands, insbesondere dem 
Potsdamer Abkommen, zuwiderläuft.

Die Entschließung des III. Parteitages weist in ihren 
Abschnitten I Ziff. 4 und 5 und II Ziff. 3 ausdrück­
lich auf den rechtswidrigen Charakter des Besatzungs­
statuts und der sich aus ihm ergebenden Folgen sowie 
auf die Völkerrechtswidrigkeit der Konkurrenz­
demontagen hin, Tatsachen, deren Bedeutung und Ge­
fahr inzwischen durch die nun offen betriebene 
Remilitarisierungspolitik noch viel klarer geworden 
sind. Otto Grotewohl hat in seiner Rede vor dem

U) vgl. dazu schon Engels ln „Zur Wohnungsfrage“, Dietz- 
Verlag Berlin 1948, S 62 f.

!2) vgl. S. 168 dieses Heftes.
13) Otto G r o t e w o h l ,  „Der Kampf um den Frieden und

die Nationale Front des demokratischen Deutschland“, Referat 
auf dem III. Parteitag der Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands, Dietz-Verlag, Berlin 1950, S. 52.

W) vgl. „Tägl. Rundschau" a. a. O.

Parteitag in eindeutiger und unwiderleglicher Weise 
die Rechtsverbindlichkeit der Potsdamer Beschlüsse 
nachgewiesen15 * 17 18) und in einer für die ganze Arbeit 
unserer Völkerrechtswissenschaft beispielgebender Art 
daraus die Schlußfolgerungen für die Rechtferti­
gung des nationalen Widerstandes des deutschen 
Volkes auch von der juristischen Seite her gezogen. 
Er kommt dabei zu der Feststellung, daß die west­
lichen Besatzungsmächte eine Politik treiben, „die in 
allen Punkten in striktem Widerspruch zu den Be­
stimmungen des Potsdamer Abkommens steht“. Er 
folgert daraus:

„Niemand in Westdeutschland untersteht also 
mehr rechtmäßig den Anweisungen der Besatzungs­
mächte. Darin liegt unser Recht auf den nationalen 
Widerstand, denn es ist ein Widerstand gegen einen 
rechtlosen Zustand, einen Zustand, auf den das 
Wort zutrifft: Gewalt geht vor Recht!“u)

Auch in der besonderen Frage der Oder-Neiße- 
Grenze hat der III. Parteitag unserer Völkerrechts­
wissenschaft nicht nur eine entscheidende Aufgabe ge­
stellt, sondern auch das Beispiel für ihre Behandlung 
und Lösung gegeben1!).

Schließlich sei hier auf die Mahnung Otto Grotewohls 
hingewiesen, daß in der Frage der Staatstheorie vor 
allem die Aufgabe der „Herausarbeitung und all­
seitigen Propagierung der Bedeutung des Marxismus- 
Leninismus für die nationale Frage und den nationalen 
Befreiungskampf der Völker“ in den Vordergrund 
rücke13). Dieser Hinweis ist auch für die Völkerrechts­
wissenschaft von größter Bedeutung. Für sie gilt es, 
auf der Grundlage der marxistisch-leninistischen 
Theorie von der Nation und der nationalen Frage ge­
rade heute zur Unterstützung des nationalen Be­
freiungskampfes aller vom Imperialismus unterdrück­
ten Völker und insbesondere auch des deutschen Volkes 
die Probleme der Souveränität der Staaten und des 
Selbstbestimmungsrechts der Nationen wissenschaftlich 
zu vertiefen und damit zu einer wirksamen Waffe im 
Kampf gegen den Imperialismus zu machen.

Es muß festgestellt werden, daß in allen diesen 
Fragen die Stimme der deutschen Rechtswissenschaft 
noch nicht mit dem Nachdruck ertönt, wie das ange­
sichts der Lage des deutschen Volkes im Westen 
unseres Vaterlandes längst der Fall sein müßte, zu­
mal den Erklärungen der Regierung und der Volks­
kammer der Deutschen Demokratischen Republik um­
fangreiches Material zur Behandlung dieser Fragen zu 
entnehmen ist. Alle politischen Forderungen der 
Nationalen Front des demokratischen Deutschland und 
der Weltfriedensbewegung stehen unangreifbar auf 
dem Boden des Völkerrechts. Wenn wir nicht jedes 
Katheder, jede Publikation zur Arbeit in diesem 
Sinne ausnutzen, wird niemand die deutsche Rechts­
wissenschaft von dem Vorwurf freisprechen, in ent­
scheidender Stunde des Kampfes um den Frieden und 
die nationale Existenz unseres Volkes versagt zu 
haben.

2. Die andere große Aufgabe, die mit dieser in eng­
stem Zusammenhang steht, ist die der Hilfe für die 
werktätigen Massen und alle Patrioten und Friedens­
freunde in Westdeutschland und Westberlin in ihrem 
schweren Kampf um die primitivsten demokratischen 
Rechte.

Auch hier weisen die Arbeiten des III. Parteitages 
den Weg. Seine Entschließung zeigt in ihrem Abschn. II 
Ziff. 3 die antidemokratische Entwicklung in West­
deutschland auf, und Otto Grotewohl entlarvte in 
seinem Referat die „Heuchelei mit der Freiheit“1»). Die 
Ereignisse seit dem III. Parteitag, auf der einen Seite 
Adenauers schwarze Listen, der Terror gegen alle 
Friedenskämpfer, die im klaren Gegensatz zum Willen 
der Bevölkerung stehende Politik Adenauers und 
Schumachers und des westdeutschen Bundestages in 
der Frage der Remilitarisierung und des gesamtdeut-
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